2. Unterrichtseinheit:  Grundrechte und (Gefährdungen der) Rechtsstaatlichkeit – kann der Rechtsstaat Gerechtigkeit gewährleisten? 
- im Spannungsfeld formaler Gleichheit/ Regeln und inhaltlicher Gerechtigkeitsansprüche differenziert zu Chancen und Defiziten des Rechtsstaats in Deutschland Stellung nehmen zu können (Rechtswege, Verwaltungsgericht, Verfassungsgericht, Grundrechte vs. Macht und „Zielorientierung“) 

- die Bedeutung und Grenzen des Rechtsstaats für den eigenen Demokratiebegriff reflektieren zu können (Bürger vor Staat, Schutzfunktion gegen Macht, Recht ist nicht Moral) 
	Nr/ Datum
	Inhalt

Grundrechte und (Gefährdungen der) Rechtsstaatlichkeit – kann der Rechtsstaat Gerechtigkeit gewährleisten? 
	Schwerpunkt/ Materialien 

Formal vs. inhaltlich (Vorsicht: „Wertgebundenheit“ und Fehlerhaftigkeit) 

	01+


	Der Fall Horst Arnold – Deutschland als Unrechtsstaat? 
	Abo Pol05

Fallhergang auf Wikipedia

Spiegel Magazin Kommentar 2012

	02+


	Die Überzeugung – das Einfallstor für Unrecht? 
	Abo Pol 06

„Überzeugung“ als Feind des Rechtsstaats, der Freiheit, der Demokratie? Was heißt „Überzeugung“? 

Höchstrichterliche Rechtsprechung zum Strafrecht Juli 2014 

	03+04


	Rechtsstaat in Deutschland – unabhängig, frei, gerecht? 
	Abo Pol 07

Floren S. 32, 33 (17b und 17c) 

( Kenntnisse Rechtsstaat und Instanzenweg, v.a. VerwGericht und VerfGericht 

( Grenzen des Rechtsstaats? 

Vorb. HA Ideal BVG, aber schon Kritik an politischen Richtern

	05+06

 
	Wahlen in Berlin – Verfassungsgericht als Hüter von Rechtsstaat und Demokratie? 

	Abo Pol 08

FAZ vom 16.11.22 Schilderung Mängel und Urteil 

Einstieg: Apollo-News, Mannhardt 

	07+


	Bundestagswahl in Berlin – die Bundesrepublik als „Bananenstaat“ oder als Rechtsstaat? 
	Abo Pol 09

Ausdehnung auf Bundestagswahl 

Dazu erneut M 2 zur Bundestagswahl, ggf. weiter im Video (welche Stellen?) 

	08+


	„Die wissenschaftliche Wahrheit“ – Funktionäre aller Bereiche als Feinde des Rechtsstaats? (und Gefährder der Demokratie)?
	Abo Pol 10

„Kleine Richterlein“, FR vom 31.12.21 Knieps zu Montgomery 


Wirtschaft/Politik 10, 18.11.22 (Aufgabe 1 = vorb. HA zum 18.11.)

Abo Pol 05
Aufgaben:  
1) Stellen Sie den Justizirrtum um Horst Arnold in Stichworten dar! 

2) Fassen Sie die Aussagen des Spiegel-Artikels zu den Gründen des Fehlurteils knapp zusammen! 

3) Nehmen Sie differenziert Stellung, ob und inwieweit (ggf. warum) der Rechtsstaat im Fall Arnold versagt hat! 

M 1   Der Justizirrtum im Horst Arnold. Übersicht auf: https://de.wikipedia.org/wiki/Justizirrtum_um_Horst_Arnold

M 2   Gisela Friedrichsen: Ohne moralische Skrupel. In: Der Spiegel, 15.07.2012

(unter https://magazin.spiegel.de/EpubDelivery/spiegel/pdf/87347217 im Ganzen einsehbar)

(…) Was passiert eigentlich Staatsanwälten, die ihren Job schlecht machen? Wäre anständig ermittelt worden, hätte es 2002 in Darmstadt gar nicht zum Prozess kommen dürfen. Es passiert ihnen nichts. Was passiert sogenannten Sachverständigen wie Herrn Staud, die katastrophal schlechte und falsche Gutachten abliefern? Nichts passiert ihnen. Was passiert Richtern, die sich auf solche Staatsanwälte und Gutachter verlassen und Fehlurteile fällen? Ihnen passiert schon gar nichts. Und endlich: Was passiert Frauen, die Männer mit falschen Beschuldigungen ins Gefängnis bringen und an Leib und Leben ruinieren? ihnen passiert üblicherweise auch nichts, sie werden stattdessen therapiert. Die Verfahren werden meist eingestellt mit der Begründung, es stehe doch Aussage gegen Aussage. Ein beschuldigter Mann kommt nicht so leicht davon. Die Hoffnung stirbt zuletzt: Sollte sich der eine oder andere in der Justiz künftig des tragischen Schicksals von Horst Arnold erinnern und sich wieder mehr seiner Pflichten besinnen, hätte dessen früher Tod wenigstens diesen einen Sinn gehabt.

Wirtschaft/Politik 10, 24.11.22 (Aufgaben 1 und 2 = vorb. HA zum 24.11.)

Abo Pol 06
Aufgaben:  
1) Analysieren Sie M 1! 
2) Erklären Sie die Bedeutung der Kernaussagen des Textes für das Fehlurteil zu Horst Arnold! 
3) Nehmen Sie zu der Aussage Z. 64f. differenziert und reflektiert Stellung! 

- differenziert: in welchem Grad und mit welchem Beispiel stimmen Sie (nicht) zu?

- reflektiert: Was bedeutet das für ihr Bild vom Staat als „gutem Vater“ oder „gefährlichem Leviathan“? Wie beeinflusst dieses Bild Ihre Skepsis gegenüber „Durchregieren“? Und inwieweit hat das damit zu tun, ob Ihre Überzeugung gerade die „Angesagte“ in Medien und Politik ist? 

M 1   Fehlerquellen bei der Überzeugungsbildung. Von Prof. Dr. Endrik Wilhelm, Dresden. In:
HRRS: Onlinezeitschrift für Höchstrichterliche Rechtsprechung zum Strafrecht. Juli 2014, 
https://www.hrr-strafrecht.de/hrr/archiv/14-07/index.php?sz=7#279
(…)

Ich gehe noch einen Schritt weiter. Ich behaupte, dass die Wahrheitsfindung in einem Strafverfahren von ganz und gar untergeordneter Bedeutung ist. Das war schon immer so. Es ist nicht die Wahrheit, die über das Schicksal des Angeklagten entscheidet. Es ist die Überzeugung derer, die über ihn zu urteilen haben. Ganz gleich, wie sich ein Sachverhalt zugetragen hat, Grundlage eines Urteils ist stets die subjektive Überzeugung der urteilenden Richter, die diese – auf welche Weise auch immer – gewinnen. Ob diese Überzeugung der objektiven Wahrheit entspricht, ist für den Ausgang des Verfahrens völlig irrelevant. Man muss deshalb kein Positivist sein, sondern einfach nur Realist, um dem großen Positivisten Hans Kelsen zuzustimmen, der 1960 in seinem Werk "Reine Rechtslehre" feststellte: "Denn der Rechtssatz lautet nicht: Wenn ein bestimmter Mensch einen Mord begangen hat, soll eine bestimmte Strafe verhängt werden, sondern: Wenn das zuständige Gericht … festgestellt hat, dass ein bestimmter Mensch einen Mord begangen hat, soll das Gericht über diesen Menschen eine Strafe verhängen."
2. Der Faktor Mensch 

Es gibt einen zweiten Faktor, den es in die Betrachtung einzubeziehen gilt. Das ist der Faktor Mensch. Er versucht nicht nur, Überzeugungsbildungsprozesse zu seinem Nutzen zu beeinflussen. Wir erleben das täglich im Gerichtssaal. Er hat überdies die bemerkenswerte Eigenschaft, bei identischer Faktenlage unterschiedliche Überzeugungen bilden zu können und – nach einer Veränderung der eigenen Anschauung – nicht einmal mehr zu verstehen, dass er früher einmal eine andere Überzeugung hatte. Damit meine ich nicht nur die großen historischen Irrtümer, den Wechsel von Weltanschauungen, den Glauben an Hexen und Kobolde oder den Glauben an die gesundheitsfördernde Wirkung von Nikotin. Ich meine damit auch juristische Überzeugungen. Dazu zwei Beispiele: 

Vor 50 Jahren war es strafbar, seinen Ehepartner zu betrügen (§ 172 StGB a.F.). Allein zwischen 1958 und 1966 wurden 1365 Menschen deswegen bestraft. Das beruhte auf Jahrhunderte alten Moralvorstellungen und Überzeugungen, die sich zurückverfolgen lassen bis ins Alte Testament. Dort ist es das sechste der zehn Gebote, die Ehe nicht zu brechen. Es war deshalb über Jahrhunderte selbstverständlich, Ehebruch zu strafen. Erst 1969 wurde diese Jahrhunderte alte Tradition mit einem Federstrich beendet. Inzwischen ist die Überlegung, außerehelichen Geschlechtsverkehr mit Gefängnis zu bestrafen, unvorstellbar. Heute lebt ein verheirateter Mann – zu allem Überfluss ein Pastor – mit seiner Freundin im Schloss Bellevue und ist unser Bundespräsident. Dass man wegen Ehebruchs früher ins Gefängnis gehen konnte, versteht im Deutschland des Jahres 2014 niemand mehr. 

Vor 40 Jahren war es für homosexuelle Männer strafbar, miteinander geschlechtlich zu verkehren (§ 175 StGB a.F.). Das entsprach ebenfalls uralten Traditionen und war so selbstverständlich wie es normal war, "uneheliche" Kinder und alleinerziehende Mütter gesellschaftlich auszugrenzen. Zwischen 1945 und 1966 wurden in der BRD wegen homosexueller Handlungen 65.000 Männer bestraft. Vor gerade einmal 20 Jahren war homosexueller Geschlechtsverkehr zwar nur noch in bestimmten Fällen strafbar. Gleichwohl bedeutete es immer noch den gesellschaftlichen Ruin, sich als Homosexueller zu outen. Inzwischen wird Homophobie staatlicherseits massiv bekämpft. Die uralte gesellschaftliche Ächtung der Homosexualität wurde damit innerhalb nur einer Generation vom staatlichen Kampf gegen Homophobie abgelöst. Die BILD-Zeitung feierte unlängst das Coming-Out des früheren Fußball-Profis Thomas Hitzlsperger als Heldentat. Dabei ist es nicht nur so, dass wir Homosexualität zu tolerieren gelernt haben. Es gibt auch kein Verständnis mehr für die, die das bestrafen, was auch bei uns vor 40 Jahren noch geradewegs ins Gefängnis führen konnte. Wir werden stattdessen zu Missionaren unserer neuen Überzeugung, die abweichende Meinungen nicht mehr tolerieren. Unser Bundespräsident hat unter anderem wegen der Ächtung der Homosexualität in Russland seinen Besuch der olympischen Winterspiele abgesagt. 

Diese widersprüchlich anmutende Ausgangslage lohnt zweifelsohne eine intensivere Betrachtung der Mechanismen, die in uns wirken und unsere Überzeugungen bestimmen. Daniel Kahneman, ein Psychologe, hat den aktuellen Stand der Forschung zur menschlichen Überzeugungsbildung in seinem Buch "Langsames Denken, schnelles Denken" zusammengefasst. Kahneman gilt als einer der bedeutendsten Psychologen unserer Zeit. Er hat für seine Erkenntnisse den Nobelpreis bekommen. Dankenswerterweise hat er seine Forschungsergebnisse so aufgeschrieben, dass auch einfachere Geister wie Juristen sie verstehen. Dafür hätte er zweifelsohne einen weiteren Nobelpreis verdient. Ich werde im Folgenden versuchen, einige Grundzüge der Forschungsmethode und exemplarische Aussagen wiederzugeben. Eine ausführliche Befassung würde leider den Rahmen des Vortrags sprengen. Doch auch so werde ich Sie hoffentlich davon überzeugen, dass wir uns vor unseren Überzeugungen hüten müssen. Ihre Bildung läuft nach unzuverlässigen Mustern ab. Die diesbezügliche Botschaft der Psychologie ist keine andere als die der Chaos-Theorie. Sie lautet: Unsere Überzeugungen sind verführerische Illusionen. Wir können uns niemals sicher sein, nur weil wir überzeugt sind. 
Der Zweifel – nicht die Suche nach Bestätigung – ist das personifizierte System 2 [hier im Sinne von Überprüfung des mit den eigenen Überzeugungen Übereinstimmenden]. Er ist die Mutter der Aufklärung und der Vater der besseren Erkenntnis. Ihm gebührt die ständige Präsenz in der Hauptverhandlung. Doch leider unternehmen der Gesetzgeber und die Gerichte nichts, um das zu befördern. Und das ist kein Zufall. Es entspricht einem tief verankerten Verhaltensmuster. Der Zweifel war noch nie beliebt bei denen, die Macht und Herrschaft auf sich vereinen. Für sie bedeutet Zweifeln seit jeher drohende Veränderung – und damit Gefahr. Auch unsere Gerichte mögen ihn nicht. Sie zweifeln deshalb viel zu selten, am wenigsten an sich selbst. 
Wirtschaft/Politik 10, 01.12.22 (Aufgaben 1 und 2 = vorb. HA zum 01.12.)

Abo Pol 07
Aufgaben:  
1) Nennen und erklären Sie die im Text genannten Grundsätze des Rechtsstaats! (M 1) 

2) Erklären Sie die Bedeutung von Verwaltungs- und Verfassungsgerichten für die Befreiung des Untertanen zum Bürger! (M 2)

3) Nehmen Sie zur Verwirklichung des Rechtsstaatsgedankens in Deutschland auf der Grundlage Ihrer bisherigen Kenntnisse (auch Fall Arnold) differenziert und reflektiert Stellung! 

- differenziert: wie? In welchem Maße? Mit welchen Grenzen?

- reflektiert: Bedeutung und Grenzen des Rechtsstaats für die Demokratie? 

M 1   Rechtsstaatlichkeit konkret, aus: Bundeszentrale für politische Bildung, Pocket Politik – 

Demokratie in Deutschland, Bonn, Ausgabe 2006, S. 98 f.; Verf.: Eckart Thurich

Alles, was staatliche Behörden in Deutschland tun, ist an Recht und Gesetz gebunden. Staatliche Willkür ist ausgeschlossen [Art. 20 (3) GG]. Für die staatliche Verwaltung, also z.B. für eine staatliche Schule oder das Finanzamt, gilt: Sie muss gesetzmäßig sein, darf also nicht ohne gesetzliche Grundlage handeln oder gar mit ihrem Handeln gegen Verfassung und Gesetze verstoßen (Grundsatz der Gesetzmäßigkeit). Insbesondere muss sie auch die Grundrechte achten, die dem Bürger in der Verfassung garantiert sind. Alles staatliche Handeln muss ferner der Situation angemessen sein. Wenn der Staat eingreift, darf er nicht überreagieren. Ein Falschparker darf von der Polizei nicht gleich eingesperrt werden (Grundsatz der Verhältnismäßigkeit). Der Bürger, der sich von staatlichem Handeln verletzt fühlt, kann in unserem Rechtsstaat unabhängige Gerichte zu seinem Schutz anrufen.
Zum Rechtsstaat gehört fern er die Rechtssicherheit. Der Einzelne muss sich auf die bestehenden Gesetze verlassen können, er muss vorhersehen können, welche rechtlichen Folgen sein Handeln hat. Im Rechtsstaat gibt es ferner umfangreiche Garantien bei einem Freiheitsentzug. Wer von der Polizei vorläufig festgenommen wird, muss unverzüglich, spätestens am folgenden Tage, einem Richter vorgeführt werden, und nur der darf eine weitere Freiheitsentziehung (Haft) anordnen. Wer im Gefängnis sitzt, darf weder körperlich noch seelisch misshandelt werden. Kommt es zur Gerichtsverhandlung, so hat der Angeklagte Anspruch auf ein faires Verfahren und muss sich angemessen verteidigen können. Sondergerichte sind unzulässig.
M 2  Die Bedeutung der Verwaltungsgerichte und des Bundesverfassungsgerichts, aus: Werner J. Patzelt, Einführung in die Politikwissenschaft, Passau, 6. Aufl. 2007, S. 267 f.
Damit Rechtsstaatlichkeit nicht allein ein Programm oder ein wenig verbindliches Ziel bleibt,

braucht ein Staat ein System von unabhängigen Gerichten, deren Urteile allein auf Recht und

Gesetz beruhen, keineswegs aber von den jeweiligen Inhabern der Staatsmacht oder sonstiger

politischer Macht beeinflusst werden können. Besonders wichtig sind dabei die Verwaltungsgerichtsbarkeit und die Verfassungsgerichtsbarkeit. Vor Verwaltungsgerichten kann auch der einfache Bürger seine Regierung und deren Behörden wegen vermuteten Rechtsbruchs verklagen, die Exekutivgewalt auf Übereinstimmung ihrer Handlungen mit dem Recht kontrollieren lassen sowie gegen den Staat Prozesse führen und gewinnen. Das befreit den Untertanen zum Bürger. 
Verfassungsgerichte vollenden solche Emanzipation aus Unfreiheit. Sie dienen nämlich nicht nur dazu, dass Verfassungsorgane ihre Rechtsstreitigkeiten vor einem Gericht austragen können oder sich Gesetze auf ihre Übereinstimmung mit der Verfassung überprüfen lassen. [...] Vielmehr kann vor Verfassungsgerichten auch der einfache Bürger im Wege der Verfassungsbeschwerde die öffentliche Gewalt, also den Staat, verklagen, wenn er sich von ihm in einem seiner Grundrechte verletzt fühlt. Zwar kann selbst ein so ausgestalteter Rechtsstaat nicht Gerechtigkeit garantieren, doch er verheißt sie ja auch nicht. Nur zweierlei stellt er in Aussicht: ein Urteil - und einen von vorstaatlichem Recht und staatlichem Gesetz gewiesenen Weg zu diesem Urteil, der in einem fairen Verfahren beschritten wird. Mehr lässt sich vom Rechtssystem aber auch wirklich nicht leisten. Gerechtigkeit braucht nämlich gute Gesetze, und diese zu schaffen liegt nicht in der Kompetenz der Institutionen des Rechtssystems, sondern ist Aufgabe der Akteure praktischer Politik.

Verwaltungs- sowie Verfassungsgerichtsbarkeit, und überhaupt alle Gerichte eines Rechtsstaates, erfüllen ihre freiheitssichernden Aufgaben allerdings nur dann, wenn die Richter wirklich unabhängig sind. Das heißt: Ihre Entscheidungen dürfen nur auf der kompetenten Benutzung der juristischen Methode sowie auf einer freien Würdigung der von den Streitparteien beigebrachten Beweise und vorgetragenen Argumente beruhen; und ausschließlich die Beschlussfassung höherer, wiederum aus unabhängigen Richtern bestehender Gerichte darf geeignet sein, urteilsprägende Vorauswirkungen zu entfalten bzw. die Entscheidung eines niedrigeren Gerichts aufzuheben oder zu korrigieren. Solche Unabhängigkeit der Richter zu sichern, ist eine wichtige Aufgabe einesteils des Staates, andernteils öffentlicher Kontrolle und Kritik richterlicher Entscheidungen.  

Beide Materialien abgedruckt in: Franz Josef Floren: Politik – Wirtschaft. Politische Strukturen und Prozesse in Deutschland, Braunschweig 2011, S. 32f.

Wirtschaft/ Politik 10, 13.01.23

Abo Pol 10
Aufgaben:  
1) Analysieren Sie das Material M 1!

2) Nehmen Sie zu dem Material differenziert (Zustimmung wozu/ wozu nicht, weitere Überlegungen) und reflektiert (Bedeutung des Rechtsstaats und der Gewaltenteilung für die Demokratie) Stellung! 

M 1   Franz Knieps: „Kleine Richterlein“: Niemand steht über dem Gesetz - auch nicht Montgomery, in: Frankfurter Rundschau, 31.12.21

Man muss Urteile nicht mögen, aber Respekt sollte man der Justiz entgegenbringen. Denn niemand steht über dem Gesetz, auch nicht der Weltärztepräsident Frank Ulrich Montgomery. 

Der Hamburger Ehren-Professor und Präsident des Weltärztebunds Dr. Frank Ulrich Montgomery stößt sich oft und gern an etwas. Und wenn er sich stößt, dann muss es aus ihm heraus – direkt in die stets aufnahmebereiten Medien. Oder noch besser in die weiten Runden der vielen Talkshows.

Eine „Tyrannei der Ungeimpften“ sei das in Deutschland, schimpft der omnipräsente Medizinrepräsentant und konstatiert ein „totales Politikversagen“. Schon bevor Montgomery die Weltbühne für sich reklamierte, war nichts und niemand vor der politischen Verurteilung durch den allwissenden Funktionär sicher. Dass da manchmal Fakten und Anstand unter die Räder kommen, sind unvermeidliche Kollateralschäden.

Was jetzt aber das Oberhaupt der weltweiten Ärztezunft in Rage versetzte, waren „kleine Richterlein“ in der Provinz, die es gewagt hatten, eine Corona-Verordnung der niedersächsischen Landesregierung über die Einführung der 2G-Regel im Einzelhandel zu kippen. Weder sei belegt, dass eine solche Regel geeignet sei, die Infektionswelle zu brechen, noch sei sie verhältnismäßig und wahre den Gleichheitsgrundsatz. Eine solche „Anmaßung“ des Oberverwaltungsgerichts stört den in Blankenese residierenden Ärztefürsten bei seinem Rundblick vom Mount Everest der norddeutschen Tiefebene auf die Niederungen der Gerichtsbarkeit im beschaulichen Lüneburg weit hinten unter ihm.

Nun muss man Gerichtsentscheidungen, wie im Übrigen auch Äußerungen von Ärztefunktionären beispielsweise zur Ungeeignetheit der Maskenpflicht zur Vorbeugung gegen Ansteckung, nicht immer für richtig oder gar politisch klug halten. [Anmerkung: Anfang 2020 hatte Montgomery Masken als Vorbeugung gegen Ansteckung für ungeeignet gehalten, am 30.09.2020 erklärte er das Gegenteil]. Zu den Entscheidungen zur Pandemie aus Karlsruhe gäbe es Einiges zu sagen – sowohl zum Verfahren als auch zu den Inhalten der Beschlüsse. Das würde hier den Rahmen sprengen. Den Respekt sollte man aber der Unabhängigkeit der Justiz nicht verwehren. Vor allem steht niemand über dem Gesetz, auch nicht ein Weltpräsident. (…)

